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Geſetz⸗ Sammlung 
5 für die 5 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


25 Ne. 2. — 


(No. 1772.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 31. Dezember 1836., den Gewerbebetrieb im 
, Gr 28, Here gu, Umherziehen und das desfallſige Regulativ vom 4. Dezember 1836. betreffend. 


# e 2 
Au den Antrag des Staatsminiſteriums vom 4. d. M. will Ich die Be⸗ 
fugniß, die den Regierungen durch das Gewerbeſteuergeſetz vom 30. Mai 1820. 
(Beilage B. Lit. L.) und dem Finanzminiſter durch Meinen beſondern Erlaß 
vom 2. Mai 1821. zur Ermäßigung des Steuerſatzes von 12 Rthlrn. für den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen beigelegt iſt, nach Maaßgabe des zuruͤckgehenden 
von Mir genehmigten Regulativs vom 4. d. M. erweitern und zugleich be⸗ 


— ſtimmen, daß die in den F. 26. 27. 28. des Regulativs vom 28. April 1824. 


über den Gewerbebetrieb im Umherziehen ꝛc. vorgeſchriebene Strafe nicht für - 
jeden Fall in vierfachem Betrage der Jahresſteuer nach dem hoͤchſten Satze der⸗ 
ſelben, ſondern im vierfachen Betrage derjenigen Jahresſteuer beſtehen ſoll, welche 
dem Gewerbe des Steuerpflichtigen angemeſſen und mit Ruͤckſicht auf das Re⸗ 
gulativ vom 4. d. M. feſtzuſetzen iſt. Auch ſoll, wenn neben der Strafe eine 
Nachzahlung der Steuer eintritt, die Steuer gleichfalls nur in dem ermäßigten 
Betrage gefordert werden. Hätte den Kontrabenienten bei gehoͤriger Meldung 
der Gewerbſchein ſteuerfrei ertheilt werden koͤnnen, fo iſt zur Abmeſſung der 
Strafe ein Steuerſatz von 2 Nthlen. anzunehmen. Wenn nach $. 31. des Re⸗ 
gulativs vom 28. April 1824. die verwirkte Geldbuße in Gefaͤngnißſtrafe zu ver⸗ 
wandeln iſt, find nicht unbedingt achttaͤgige Gefaͤngnißſtrafe und fünf Thaler 
Geldbuße gleichzuſtellen, vielmehr darf, nach Bewandniß der Umſtaͤnde, ein mil⸗ 
deres Verhaͤltniß angenommen werden. Das Staatsminifterium hat die Bes 
kanntmachung dieſes Erlaſſes und des beigefuͤgten Regulativs durch die Geſetz⸗ 
ſammlung zu verfuͤgen. 

Berlin, den 31. Dezember 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium: 


(No. 17720 Jahrgang 1837. C Reg u⸗ 
(Ausgegeben zu Berlin den 27. Februar 1837.) 
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JI. 
Vorſchriften 
über die Erthei⸗ 
lung von Ge⸗ 
werbeſcheinen 
8 ermäßigten 
ätzen. 


1) 


2) 


— 14 — 


Regulati v 


vom 4. Dezember 1836., den Gewerbebetrieb im Umherziehen betreffend. 


F. 1. 
Die Regierungen koͤnnen fortan 

außer den unter dem Buchſtaben L. der Beilage B. zum Geſetze wegen 
Entrichtung der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820. genannten Samm⸗ 
lern von Garn, Lumpen, Aſche, Federn, Borſten, auch Sammlern (Auf⸗ 
kaͤufern) von Heede, Flachs, Werg, Glasſcherben, Leimleder, Tuchleiſten, 
altem Eiſen, Blei, Zinn, Kupfer, Meſſing, Haaren, Knochen, Klauen, 
Hoͤrnern und von anderen Abgaͤngen von geringerem Werthe in der 
Haus⸗ oder Landwirthſchaft, jedoch mit der im $. 14. Nr. 2. des Haus 
ſirregulativs vom 28. April 1824. angegebenen Ausnahme, 


außer Topfbindern, Keſſelflickern und Scheerenſchleifern, auch Zinn⸗ und 

Loͤffelgießern, Siebmachern, Leinſaatſiebern, Perſonen, die ſich umherzie⸗ 

hend mit Schaͤrfen von Bohrern, Saͤgen und ſonſtigen Inſtrumenten, 

mit Ausbeſſern von Holzuhren, Spinnraͤdern oder Hausgeräthen befchäf- 

tigen — Gewerbſcheine zu dem Jahresſatze von zwei oder vier Thalern 

ertheilen. N 
§. 2. 


In Anſehung der Equilibriſten, Seiltaͤnzer, Kunſtreiter verbleibt es bei 


der Vorſchrift der Beilage B. zu dem Gewerbeſteuergeſetze. Außerdem ſind die 
Regierungen ermaͤchtigt, Muſikern, welche unter einem Vorſteher, der fuͤr die 
übrigen haftet, in einer aus wenigſtens vier unverdaͤchtigen geſchickten Perſonen 
beſtehenden Geſellſchaft ihr Gewerbe betreiben (F. 18. des Hauſirregulativs) eine 
Steuerermaͤßigung in der Art zu bewilligen, daß nur fuͤr den Vorſteher zwoͤlf 
Thaler, für jede andere Perſon aber acht, ſechs oder vier Thaler jährlich ent⸗ 
richtet werden. Ein Gleiches gilt von Schauſpielern. 


. 
Zum Hauſirhandel 


1) mit Brod, Semmel anderen Backwaaren, Heefe, trockenen Muͤhlenfabri⸗ 


katen zum Genuſſe, Hirſe, Buchweizen, Gemuͤſen aller Art, mit friſchem 
und gedoͤrrtem Obſt, mit Milch, Butter, Kaͤſe, Honig, Eiern, Federvieh, 
mit friſchen, geraͤucherten, gedoͤrrten, geſalzenen Fiſchen und anderen Le⸗ 
bensmitteln von geringem Werthe; 


2) mit Feuerſteinen, Schleifſteinen, Feuerſchwamm, Wachs, Federpoſen, Fellen 


und rohen Haͤuten, Hopfen, Saͤmereien, Torf, Holz⸗ und e dhe 
f eſen, 
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Beſen, groben Decken aus Schilf oder Stroh, Dachſplitten, Theer, Pech, 
Kienruß, Kienoͤl, mit Sieben, Hecheln, Kratzen, Webeblaͤttern, Nadler⸗ 
waagren, groben hoͤlzernen Waaren, Schaufeln, Senſen, Beilen, Nägeln 
und anderen groben Wagren aus geſchmiedetem Eiſen, mit Seiler⸗ und 
groben Buͤrſtenbinderwaaren, mit ordinairem irdenen Geſchirr, ordinairem 
Steingut, ordinairer Fayence, ordingiren Glaswaaren, mit Zwirn, Strick⸗ 
garn, Band aus Leinen und Wolle, und mit wollenen geſtrickten Waa⸗ 
ren — koͤnnen die Regierungen fortan Gewerbſcheine gegen eine Steuer 
nach Umſtaͤnden von acht, ſechs oder vier Thalern jaͤhrlich ertheilen. 


9. 4. 


Von dem Finanzminiſterium haͤngt es ab, nach dem Beduͤrfniß einzel⸗ 
ner Provinzen oder Gegenden die in den $$. 1. und 3. bezeichneten Ermaͤßigun⸗ 
gen auch auf andere, den dort bezeichneten aͤhnliche Gewerbe auszudehnen. 
Eintretenden Falls iſt das Erforderliche durch die Amtsblaͤtter bekannt zu 
machen. 

§. 5. 


Es bleibt bei der Lit. L. Beilage B. zum Geſetze wegen Entrichtung 
der Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820. aufgeſtellten Regel, daß die Steuer für 
den Gewerbebetrieb im Umherziehen fuͤr jede Perſon zwoͤlf Thaler betraͤgt. Die 
Bewilligung der in den H. I., 2. und 3. dieſes Regulativs bezeichneten, fo wie 
die Fortgewaͤhrung der früher bewilligten Ermäßigungen, hängt daher lediglich von 
dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen der Regierung, in weiterer Inſtanz des Finanzmi⸗ 
niſteriums, ab und kann in den Faͤllen der $$. 1. und 3. überhaupt nur dann 
eintreten, wenn das Gewerbe einen oͤrtlichen Nutzen hat. Auf Erſtattung ſchon 
bezahlter Steuern findet ein Anſpruch auf den Grund der gegenwaͤrtigen Beſtim⸗ 
mungen nicht ſtatt. 

§. 6. 


Bei Abmeſſung der Steuerſaͤtze iſt Folgendes zu beachten: 

1) Im Allgemeinen iſt auf verhaͤltnißmaͤßige Gleichheit in der Beſteuerung 
hinzuwirken. Der Steuerſatz beſtimmt ſich nach Maaßgabe des groͤßeren 
oder geringeren Umfanges, in welchem das Gewerbe im vorangegangenen 
Jahre betrieben iſt. — Für den im F. 3. gedachten Hauſirhandel koͤnnen 
die geringeren Steuerſaͤtze beſonders dann angewendet werden, wenn die 
Handelsgegenſtaͤnde ſelbſt gewonnen oder ſelbſt verfertigt ſind; 


2) der höhere Satz von vier Thalern für die im $. 1., fo wie von acht 
Thalern fuͤr die §. 3. aufgefuͤhrten Gewerbe tritt ein: 

a. in dem Jahre, in welchem das Gewerbe angefangen wird; ſo daß 
die unter 1. vorſtehend bemerkten Umſtaͤnde erſt für die Folge 
maaßgebend werden; 

b. wenn der Gewerbtreibende zur Fortſchaffung der Gegenſtaͤnde ſei⸗ 
nes Verkehrs ſich eines Traͤgers bedient. — Bedient er ſich dazu 


(No. 1772.) eines 
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eines Fuhrwerks oder eines Schiffsgefäßes, fo iſt eine Ermäßigung 
der Steuer von zwoͤlf Thalern überhaupt nicht zulaͤſſig; 

e. wenn das Gewerbe in mehr als einem Regierungsbezirke betrie⸗ 
ben wird, oder wenn mehrere der $. 1. Nr. 1. bezeichneten Ges 
genſtaͤnde von derſelben Perſon, wenn auch nur in Einem Regie⸗ 
rungsbezirke im Umherziehen aufgekauft werden, wobei zu erwaͤgen 
iſt, ob mit Ruͤckſicht auf den Gewerbsumfang uͤberhaupt eine 
Steuerermaͤßigung gerechtfertigt ſey. 

: 7 
Die Ertheilung von Gewerbſcheinen zu niedrigeren, als den in den $%. 
2. und 3. bezeichneten Saͤtzen, ſo wie die Freilaſſung eines der dort und im 


K. 1. aufgeführten Gewerbe von aller Steuer, bedarf der Genehmigung des 
Finanzminiſteriums. c 


9. 8. 


a Vorſchriten Die Feſtſetzung der dem Gewerbe angemeſſenen Steuer, nach der ſich 
in Betreff der kuͤnftig die Strafe der in den $$. 26. 27. und 28. des Regulativs vom 28. 
Fal Gewerbe April 1824. bezeichneten Kontraventionen beſtimmt, erfolgt in den zur Entſchei⸗ 
augemeſſenen dung der Regierungen gelangenden Faͤllen mit Nückfiht auf die vorſtehenden 
Konturen. Vorſchriften in dem Straf⸗Neſolute. Gelangt die Sache demnaͤchſt zur gericht⸗ 
tionsfällen. lichen Entſcheidung, ſo wird bei dieſer die in dem Straf⸗Reſolute angenommene 
Steuer zum Grunde gelegt, wenn nicht das Gericht ſich veranlaßt fieht, mit 
Nuͤckſicht auf neue, in der gerichtlichen Unterſuchung ermittelte Umſtaͤnde eine 
Feſtſetzung des Steuerſatzes nochmals zu verlangen. Tritt gerichtliche Unter⸗ 
ſuchung ein, ohne daß die Sache zuvor zur Entſcheidung durch die Regierung 
gelangt iſt, und iſt die Anwendung des Steuerſatzes von zwoͤlf Thalern nicht 
unzweifelhaft, ſo legt das Gericht die geſchloſſenen Akten vor Abfaſſung des 
Erkenntniſſes der Regierung, in deren Bezirk das Vergehen veruͤbt iſt, zur 
Feſtſtellung des Steuerſatzes vor. 
Eine beſondere Mittheilung an den Angeſchuldigten uͤber den feſtgeſetzten 
Steuerbetrag, und ein beſonderer Rekurs gegen die Steuerfeſtſetzung der Re⸗ 
gierung an das Miniſterium findet nicht ſtatt. 
Berlin, den 4. Dezember 1836. 


Fin anzminiſterium. 
Graf v. Alvensleben. 


